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B E S C H L U S S

des Bewertungsausschusses nach § 87 Abs. 1 Satz 1 SGB V
in seiner 702. Sitzung (schriftliche Beschlussfassung)

Teil A

zur Änderung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM)

mit Wirkung zum 1. Januar 2024

1. Aufnahme der Gebührenordnungsposition 01682 in die Leistungslegende
der Gebührenordnungsposition 01450 im Abschnitt 1.4 EBM

2. Aufnahme einer sechsten Anmerkung zur Gebührenordnungsposition
01450 im Abschnitt 1.4 EBM

Die Gebührenordnungsposition 01450 ist im
Zusammenhang mit einer Videofallkonferenz
nach der Gebührenordnungsposition 01682
nur berechnungsfähig, sofern der
Videodienstanbieter des Vertragsarztes
genutzt wird.

3. Aufnahme einer Leistung nach der Gebührenordnungsposition 01681 in
den Abschnitt 1.6 EBM

01681 Meldung von Anhaltspunkten einer möglichen
Kindeswohlgefährdung an das Jugendamt im
Rahmen von Kooperationsvereinbarungen
zum Kinder- und Jugendschutz
Obligater Leistungsinhalt
- Erstellung und Übermittlung der

Anhaltspunkte einer möglichen
Kindeswohlgefährdung an das Jugendamt
anhand des Meldebogens gemäß der in der
jeweiligen KV geschlossenen
Kooperationsvereinbarung nach § 73c
SGB V mit mindestens

- Beschreibung der Anhaltspunkte und
Darstellung der Beobachtungen,
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- Beschreibung ggf. bereits erfolgter
Maßnahmen zur Abwendung der
Kindeswohlgefährdung,

- Angaben zum ggf. bereits erfolgten
Einbezug weiterer Stellen,

Fakultativer Leistungsinhalt
- Anonyme Besprechung der Anhaltspunkte

mit zuständigen Stellen,
- Übergabe von Kontaktinformationen

forensischer Stellen zur Durchführung einer
forensischen Dokumentation,

- Empfang und Verarbeitung einer
Rückmeldung des Jugendamtes gemäß der
in der jeweiligen KV geschlossenen
Kooperationsvereinbarung nach § 73c
SGB V zum weiteren Fortgang des
Verfahrens der Gefährdungseinschätzung,

einmal im Behandlungsfall 102 Punkte

4. Aufnahme einer Leistung nach der Gebührenordnungsposition 01682 in
den Abschnitt 1.6 EBM

01682 Fallbesprechung mit dem Jugendamt im
Rahmen von Kooperationsvereinbarungen
zum Kinder- und Jugendschutz
Obligater Leistungsinhalt
- Patientenorientierte Fallbesprechung zur

Gefährdungseinschätzung im Rahmen von
Kooperationsvereinbarungen zum Kinder-
und Jugendschutz nach § 73c SGB V,

je vollendete 10 Minuten 128 Punkte

Die Gebührenordnungsposition 01682 ist
höchstens achtmal im Krankheitsfall
berechnungsfähig.

Die Fallbesprechung nach der
Gebührenordnungsposition 01682 kann
persönlich, telefonisch oder im Rahmen einer
Videofallkonferenz durchgeführt werden. Bei
Durchführung der Leistung als
Videofallkonferenz ist dies durch Angabe einer
bundeseinheitlich kodierten
Zusatzkennzeichnung zu dokumentieren. Für
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die Abrechnung gelten die Anforderungen
gemäß Anlage 31b zum BMV-Ä entsprechend.

Die Fallbesprechung nach der
Gebührenordnungsposition 01682 kann nur
berechnet werden, wenn diese vom
Jugendamt initiiert worden ist.

5. Aufnahme von Gebührenordnungspositionen in den Anhang 3 zum EBM

GOP Kurzlegende Kalkulationszeit
in

Minuten

Prüfzeit
in

Minuten

Eignung der
Prüfzeit

01681 Meldung von Anhaltspunkten
einer Kindeswohlgefährdung

KA ./. Keine Eignung

01682 Fallbesprechung Kinder- und
Jugendschutz

10 10 Tages- und
Quartalsprofil

6. Aufnahme der Gebührenordnungspositionen 01681 und 01682 in die
Präambeln 3.1 Nr. 3, 4.1 Nr. 5, 5.1 Nr. 3, 6.1 Nr. 2, 7.1 Nr. 4, 8.1 Nr. 4, 9.1
Nr. 2, 10.1 Nr. 3, 13.1 Nr. 6, 14.1 Nr. 2, 15.1 Nr. 2, 16.1 Nr. 3, 18.1 Nr. 2, 20.1
Nr. 2, 21.1 Nr. 3, 22.1 Nr. 2, 23.1 Nr. 2 und Nr. 6, 24.1 Nr. 2, 26.1 Nr. 2, 27.1
Nr. 4, 31.2.1 Nr. 8, 31.6.1 Nr. 1 und 36.2.1 Nr. 4.
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Teil B

zu Empfehlungen gemäß § 87a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 SGB V bzw.
§ 87a Abs. 5 Satz 7 SGB V i. V. m. § 87a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3

SGB V im Zusammenhang mit der Aufnahme der Leistungen
nach den Gebührenordnungspositionen 01681 und 01682 in

den Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM)

mit Wirkung zum 1. Januar 2024

Der Bewertungsausschuss gibt im Zusammenhang mit der Aufnahme der Leistungen
nach den Gebührenordnungspositionen 01681 und 01682 in den Einheitlichen
Bewertungsmaßstab (EBM) zum 1. Januar 2024 folgende Empfehlung gemäß § 87a
Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 SGB V bzw. § 87a Abs. 5 Satz 7 SGB V i. V. m. § 87a Abs. 4 Satz 1
Nr. 3 SGB V ab:

1. Die Vergütung der Leistungen nach den Gebührenordnungspositionen 01681 und
01682 erfolgt außerhalb der morbiditätsbedingten Gesamtvergütungen.

2. Die Vergütung der Leistungen nach den Gebührenordnungspositionen 01681 und
01682 außerhalb der morbiditätsbedingten Gesamtvergütung wird grundsätzlich auf
zwei Jahre befristet. Die Leistungen werden am Ende dieser Frist in die
morbiditätsbedingte Gesamtvergütung überführt, wenn die Mengenentwicklung eine
weitere extrabudgetäre Vergütung nicht erfordert. Soweit dazu kein Einvernehmen
besteht, ist eine Entscheidung des Erweiterten Bewertungsausschusses
herbeizuführen. Bei der Überführung der Leistungen nach den
Gebührenordnungspositionen 01681 und 01682 in die morbiditätsbedingte
Gesamtvergütung ist das vom Bewertungsausschuss in seiner 383. Sitzung am 21.
September 2016, zuletzt geändert durch den Beschluss des
Bewertungsausschusses in seiner 654. Sitzung (schriftliche Beschlussfassung),
bzw. entsprechender Folgebeschlüsse, unter Nr. 2.2.1.2 beschlossene Verfahren zur
Berücksichtigung einer geänderten Abgrenzung der morbiditätsbedingten
Gesamtvergütung anzuwenden.


